





Das Präsidium beschließt in den ihm durch das Gesetz oder
durch diese Geschäftsordnung zugewiesenen Angelegenheiten.




(1) Die Sitzungen der Senate finden wöchentlich an den ein
für allemal bestimmten Tagen statt, unter Vorbehalt außer¬
ordentlicher Sitzungen, die durch die Umstände nötig werden.
(2) Die außerordentlichen Sitzungen der Senate sowie die
Sitzungen des Plenums, der Großen Senate und der Vereinigten
Großen Senate werden von den  orsitzenden nach Bedürfnis
einberufen.
(3) An Sonntagen und allgemeinen Feiertagen finden Sitzun¬
gen nur in Notfällen statt.
§8
Berichterstatter
(1) Bei der Revision in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten und
in Strafsachen ernennt der Vorsitzende des Senats einen Be¬
richterstatter, und zwar in der Regel, nachdem er Termin zur
mündlichen Verhandlung anberaumt hat. Der Berichterstatter
stellt spätestens eine Woche vor dem Verhandlungstermin dem
Vorsitzenden eine schriftliche Bearbeitung der Sache mit den
Akten zu. Dem Vorsitzenden steht es frei, vor dem Verhand¬
lungstermin eine weitere vorbereitende Bearbeitung der Sache
durch einen zweiten Berichterstatter anzuordnen oder die Akten
bei den Sen tsmitgliedern mit dem Ersuchen umlaufen zu las¬
sen, zu einzelnen bestimmt bezeichneten Rechtsfragen schrift¬
lich Stellung zu nehmen.
(2) Wird die Revision durch Beschluß erledigt, so genügt ein
mündlicher Vortrag des Berichterstatters.
(3) Die Vorschriften des Abs. 1 sind sinngemäß anzuwenden
1. bei Berufungen in Patentsachen,
2. bei Beschwerden, die gemäß § 28 des Gesetzes über die An¬
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit oder gemäß
§ 79 der Grundbuchordnung dem Bundesgerichtshof zur Ent¬
scheidung vorgelegt werden,
3. bei Rechtsbeschwerden in Landwirtschaftssachen, sofern es
sich nicht um unzulässige Rechtsbeschwerden handelt,
4. bei anderen Beschwerden und Entscheidungen, wenn ein
Termin zur mündlichen Verhandlung angesetzt wird; geht
der Entscheidung eine mündliche Verhandlung nicht voraus,
so wird auf mündlichen Vortrag des vom Senatsvorsitzenden
zu bestellenden Berichterstatters entschieden, jedoch ist eine
vorbereitende Bearbeitung nicht ausgeschlossen.
§ 9
Große Senate
(1) In den Fällen der §§ 136, 137 GVG hat der Senat, der die
Entscheidung eines Großen Sen ts oder der Vereinigten Großen
Senate einholen will, die zu entscheidenden Rechtsfragen in
einem Beschluß festzustellen und mit diesem Beschluß auch die
Akten der Rechtssache dem Vorsitzenden des Großen Senats
oder der Vereinigten Großen Senate zuzustellen. Im Falle des
§ 136 GVG hat jedoch der Senat, der von der Entscheidung eines
anderen Senats abweichen will, zunächst bei diese  anzufragen,
ob er der Abweichung zustimmt; wenn der andere Senat zu¬
stimmt, so bedarf es keiner Entscheidung des Großen Senats
oder der Vereinigten Großen Senate.
(2) Der Vorsitzende des Großen Senats oder der Vereinigten
Großen Senate leitet den Beschluß und die Akten dem General¬
bundesanwalt, wenn dieser zu hören ist, zur schriftlichen Stel¬
lung seiner Anträge vor der Berichterstattung zu.
(3) Es werden zwei Berichterstatter ernannt, von denen der
eine dem Senat angehören muß, der die Entscheidung des Gro¬
ßen Senats oder der Vereinigten Großen Senate einholt. Han¬
delt es sich um eine Entscheidung der Vereinigten Großen Se¬
nate, so ist, wenn der erste Berichterstatter einem Zivilsenat an¬
gehört, als zweiter Berichterstatter ein Mitglied eines Straf¬
senats zu bestellen und umgekehrt.
(4) Die Berichte sind schriftlich zu erstatten. Eine Abschrift
der Berichte und der Anträge des Generalbundesanwalts ist vor
der Sitzung jedem Mitglied mitzuteilen, das zur Mitwirkung an
der Entscheidung berufen ist. Der Generalbundesanwalt ist von
der Sitzung rechtzeitig zu benachrichtigen.
(5) über das Ergebnis der Beratung hat ein vom Vorsitzen¬
den zu bestimmendes Mitglied des Großen Senats oder der Ver¬
einigten Großen Senate eine Niederschrift aufzunehmen,
(6) Die Entscheidung des G oßen Senats oder der Vereinig¬
ten Großen Senate ergeht in Form eines Beschlusses mit Ent¬
scheidungsgründen; der Beschluß muß die Namen der Richter,
die mitgewir t haben, und den angenommenen Rechtssatz ent¬
halten und ist von den Richtern zu unterzeichnen. Der Beschluß
kann auch dahin lauten, daß die Entscheidung der Rechtsfragen




de  Bundesfinanzhofe  für das Jahr 1968
A. Geschäftsverteilimg
Präsident: Dr, h. c. Wolfgang Mersmann
Vizepräsident: Wilhelm Otto
Allgemeine Verwaltung, Leitung und Beaufsichtigung des
gesamten Geschäftsganges, Personal- und Verwaltungs¬
angelegenheiten, Haushalts- und Kassenwesen
Sachliche Zuständigkeit der Senate
I. Senat
1. Körperschaftsteue ,
2. Einkommensteuer, soweit es sich handelt um Einkünfte aus
Gewerbebetrieb natürlicher Personen mit den Anfangsbuch¬
taben M Z,
3. Einkommensteuer (einschließlich Steuerabzug vom Kapital¬
ertrag und Lohnsteuer) von natürlichen Personen und ein¬
heitliche Gewinnfeststellung, soweit es sich um Fälle der
beschränkten Steuerpflicht und um Fragen der Auslegung
von Doppelbesteuerungsabkommen handelt und wenn sich
daraus ergebende Fragen allein oder überwiegend zu beur¬
teilen sind. Stehen andere Rechtsfragen von allgemeiner Be¬
deutung im Vordergrund, so ist der sonst nach dem Ge¬
schäftsverteilungsplan zu ständige Senat zuständig.
4. Gewerbesteuer, Kirchensteuer, Steuerabzug vom Kapital¬
ertrag (einschließlich Pauschsteuer nach § 6 Abs. 2 des Ge¬
setzes über steuerrechtliche Maßnahmen bei Erhöhung des
Nennkapitals aus Gesellschaftsmitteln und bei Überlassung
von eigenen Aktien an Arbeitnehmer i. d. F. vom 2. Nov,
1961, BStBl I 1961, 707), Steuerabzug von aufsichtsratsver-
gütungen in den Fällen der Ziff. 1,
5. Gewerbesteuer in den Fällen zu Ziff. 2 und 3,
6. Notopfer Berlin, Währungsnotopfer Westberlin (Gesetz
vom 21. Juli 1949   Verordnungsblatt für Groß-Berlin S.
Nr. 217  ) in den Fällen zu Ziff. 1,
7. Zerlegung der Körperschaftsteuer (Zerlegungsgesetz vom
29. März 1952).
II. Senat














12. Umstellung und Erstattung von Reichssteuern aus der Zeit
vor dem 8. Mai 1945 (Berlin),
13. Spielbankabgabe,




1. Einheitsbewertung und Bodenschätzung,
2. Vermögensteuer,
3. Grundsteuer, einschließlich Baulandsteuer (Grundsteuer C),
4. Baunotabgabe,







d) Feststellung von Vertreibungsschäden und Kriegssach¬
schäden,
8. Landwirtschaftskammerbeiträge, Landwirtschaftskammer¬
umlagen, Land i.vtschaftskammerabgaben nach landesgesetz¬
lichen Vorschriften.
IV. Senat
1. Einkommensteuer, soweit es sich handelt um
a) Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft,
b) Einkünfte aus Gewerbebetrieb für natürliche Personen
mit den Anfangsbuchstaben A   L,
c) Einkünfte aus selbständiger Arbeit,
2. Einheitliche Gewinnfeststellung, soweit es sich handelt um
Einkünfte
aus Land- und Forstwirtschaft und aus selbständiger
Arbeit für alle Personengesellschaften,
aus Gewerbebetrieb nur für Personengesellschaften mit
den Anfangsbuchstaben, A   M,
3. Gewerbesteuer in den Fällen zu Ziff. 1 und 2,
4. Zerlegung der Einkommensteuer (Zerlegungsgesetz vom
29. März 1952),
5. Gesonderte Gewinnfeststellung für gewerbliche Betriebe.
V. Senat
1. Umsatzsteuer ausschließlich der Umsatzausgleichsteuer,
2. Getränkesteuer.
VI. Senat
1. Einkommensteuer, soweit es sich handelt um
a) Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit,
b) Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung,
c) Einkünfte aus Kapitalvermögen,
d) Sonstige Einkünfte,
e) Sonderausgaben,
f) Zusammenveranlagung mit Kindern
(§ 27 EStG 1963 und vorher),
g) Tarifvorschriften des § 32 EStG und der
§§ 32a   32c EStG 1955 ff., auch soweit
die Zusammenveranlagung von Ehe¬
leuten (§§ 26, 26b EStG) wegen der An¬
wendung des Splittingtarifs streitig ist,
h) Außergewöhnliche Belastung
(§§ 33 und 33a EStG),
2. Einheitliche Gewinnfeststellung, soweit es sich handelt um
Einkünfte aus Gewerbebetrieb von Personengesellschaften
mit den Anfangsbuchstaben N   Z,
3.. Einheitliche Feststellung der Einkünfte aus Vermietung
und Verpachtung,
4. Lohnsteuer,
5. Gewerbesteuer in den Fällen zu Ziff. 2,
6. Steuerabzug vom Kapitalertrag, soweit nicht der I. Senat
zuständig ist,
7. Steuerabzug von Aufsichtsratsvergütungen, soweit nicht
der I. Senat zuständig ist,
8. Kirchensteuer, soweit nicht der I. Senat zuständig ist,
9. Wohnungsbau-Prämien,
10. Zerlegung der Lohnsteuer,
11. Bergmannsprämien,
12. Spar-Prämien,






14. Beiträge nach dem Bremischen Gesetz über die Arbeit¬
nehmerkammern im Lande Bremen,
15. Investitionszulage nach dem Berlinhilfegesetz,
16. Vergünstigung für Arbeitnehmer in Berlin (West) nach dem
Gesetz über Steuererleichterungen und Arbeitnehmerver¬
günstigungen in Berlin (West) und nach dem Berlinhilfe¬
gesetz.
VII. Senat
1. Zollgesetz mit den dazugehörigen Zollordnungen,
2. Truppenzollgesetz,
3. Zolltarifgesetz mit Zolltarif,





















23. Kohlenabgabe zur Förderung des Be garbeiterwohnungs¬
baus i  Kohlenbergbau,
24. Berliner Ausgleichsabg be,
25. Schankerlaubnissteuer,
26. Reichsabgabenordnung bei Streitigkeiten über:
a) Hilfeleistung in Steuersachen (§ 107, § lQ7a AO und
Steuerberatungsgesetz vom 16. August 1961   BGBl. I
S. 1301  ),
b) Aufrechnung, wenn der Rechtsst eit ausschließlich die
Aufrechnung betrifft (§ 124 AO),
c) Abrechnungsbescheide (§ 125 AO), wenn die Steuerfest¬
setzungen nicht bestritten sind,
d) Verfügungen (§ 91 AO), die nach § 202 AO erzwingbar
sind, und die Androhung und Festsetzung von Zwangs¬
mitteln (§ 202 AO),
e) Festsetzung von Rechtsmittelgebühren und Erstattung
von Gebühren und Auslagen für Personen, die geschäfts¬
mäßig Hilfe in Steue sachen leisten (§§ 316, 322 und 323
der Reichsabgabenordnung in der bis 31. Dezember 1965
geltenden Fassung, § 257 der Reichsabgabenordnung in
der seit 1. Januar 1966 geltenden Fassung),
f) Beitreibungsfragen (Rechtmäßigkeit von Pfändungen,
Unpfändbarkeit von Gegenständen usw,), ausgenommen
Arrestanordnung und Arrestvollzug,
27. Finanzgerichtsordnung bei Streitigkeiten über
a) Entscheidungen der Kosten- bzw. Urkundsbeamten bei
den Finanzgerichten im Kostenansatz- bzw. Kostenfest¬
setzungsverfahren mit Ausnahme von Streitigkeiten
allein über den Streitwert im Rahmen dieser Verfahren;
b) Beschlüsse der Finanzgerichte i. S. des § 21 Abs. 3 der
Finanzgerichtsordnung,
28. Landesrechtlich geregelte Kosten, soweit der Finanzrechts¬
weg für die Hauptsache eröffnet ist.
Großer Senat
Fälle des § 11 Abs. 3 u. 4 i. V. mit § 184 Abs. 2 Ziff. 5 FGO
Anmerkungen
I. Ausnah eregelungen
1. Abweichend von der vorstehenden Geschäftsverteilung
hat ein Senat auch über eine ihm nicht zugeteilte Steuer¬
art mit zu entscheiden, und zwar
¦a). in den Fällen, in denen die Vorinstanz verschiedene
Steuerarten in einer Entscheidung zusammengefaßt
hat und keine materiell verschiedenen Rechtsfragen
streitig sind,
b) in den Fällen, in denen die Vorinstanz nach Steuer¬
arten getrennte Entscheidungen getroffen hat, aber
nur eine Rechtsfrage streitig ist, über die einheitlich
entschieden werden muß.
In diesen Fällen ist für die gesamte Sache der Senat zu¬
ständig, in dessen Aufgabengebiet die Steuerart mit dem
höchsten Streitwert fällt.
2. Wenn der I., IV. oder VI. Senat für Fälle zuständig ist,
in denen Schätzungen von Einkünften dem Grunde oder
(und) der Höhe nach streitig sind, so sind diese Senate
auch zuständig, soweit in diesen Fällen die Schätzungen
neben Einkünften auch den Umsatz betreffen. Ist außer
über die Schätzung noch über eine andere umsatzsteuer¬
liche Frage zu entscheiden, so ist hinsichtlich der Umsatz¬
steuer   auch wegen der Schätzung des Umsatzes   der
V. Senat zuständig.
II. Abgrenzung der Zuständigkeit zwischen dem I., IV. und VI.
Senat
a) Für St eitsachen mit mehreren Streitpunkten, von denen
einer die Höhe des Gewinns betrifft, ist grundsätzlich
der I. oder der IV. Senat zuständig,
b) Ist die Art der Einkünfte streitig, richtet sich die Zustän¬
digkeit n ch der Sachentscheidung der Vorinstanz.
c) Ergibt sich die Zuständigkeit weder nach Ziff.  2 der Auf¬
gabengebiete für den I. bzw. nach Ziff. 1 der Aufgaben¬
gebiete für den IV, und den VI. Senat im Geschäftsver-
töilungsplan noch nach vorstehender Ausnahme- und
Abgrenzungsregelung, so ist der Senat zuständig, in
dessen Aufgabengebiet die überwiegenden Einkünfte
.fallen.
d) Sofern die Geschäftsverteilung in Fällen der einheit¬
lichen Gewinnfeststellung eine buchstabenmäßige Ab¬
grenzung vorsieht, wird sie wie folgt vorgenommen:
Trägt die Firmenbezeichnung Familiennamen, so ist
immer der erste Buchstabe des ersten Familien¬
namens maßgebend,
in den übrigen Fällen ist immer der erste Buchstabe
der Firmenbezeichnung maßgebend.
e) Sofern die Geschäftsverteilung bei natürlichen Personen
eine budistabenmäßige Abgrenzung  orsieht, richtet
sich die Zuständigkeit in den Fällen, in denen der
Steuerpflichtige verstorben oder in Konkurs gefallen
ist, nach dessen Familiennamen.
III. Reiclisabgabeno dnung und Finanzgerichtsordnung
a) Die Fachsenate entscheiden über Fragen der Reichs¬
abgabenordnung und der Finanzgerichtsordnung, soweit
nicht die Zuständigkeit des VII. Senats (Ziff. 26 und 27
der Aufgabengebiete des VII. Senats) gegeben ist.
Sind mehrere Streitsachen desselben Steuerpflichtigen
anhängig, so ist zur Entscheidung zuständig
1) über Nichtzulassungsbeschwerden (§ 115 Abs. 3 FGO)
der für die Sachfrage berufene Senat (Anmerkungen
zum Geschäftsverteilungsplan I 1,2),
2) soweit ausschließlich über Fragen der Reichs¬
abgabenordnung und der Finanzgerichtsordnung zu
befinden ist, über die einheitlich entschieden werd n
muß (z. B. Wiederaufnahme des Verfahrens, Wieder¬
einsetzung in den vorigen Stand, Rechtsmittelver¬
zicht), der Senat, in dessen Aufgabengebiet die
Steuerart mit dem höchsten Streitwert fällt (Anmer¬
kungen zum Geschäftsverteilungsplan I 1).
b) Die Säumniszuschläge werden   wie bisher   von den
Senaten behandelt, die für die einzelnen Steuern zu¬
ständig sind.
IV. Saa land
Die saarländischen Steuern werden von denselben Senaten
behandelt wie die entsprechenden Steuern in dem übrigen
Teil der Bundesrepublik,
V. Zuständigkeit bei Abgabe von St eitsachen über Investi¬
tionszulage
Hat der I. oder IV. Senat vor dem 1. Januar 1967 einen Be¬
scheid erlassen oder ein Urteil vorbehaltlich der Zustim-
mung dieser Senate beschlossen, so bleiben diese Senate
für die mündliche Verhandlung oder für die endgültige Ent¬
scheidung nach Eingang der Stellungnahmen dieser betei¬
ligten Senate zuständig.
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IX. Senat für Wirtschaftsprüfersachen b) Vertretung in den Strafsenaten
Vorsitzender: Senatspiäsident Dr. Baldus
(2. StS, außerdem Dienstge¬




des Bundesgerichtshofes: Bundesrichter Kirchhof
(stellv. Vorsitzender, in erster
Linie Senat f. Anwaltssachen,
außerdem 2. StS, Senat für No¬
tarsachen, Senat f. Patent-




(außerdem 2. StS u. Senat f,
Steuerberater- u. Steuerbe-
voll  .-Sachen)
Vertreter: Bundesrichter Dr. Müller




(außerdem 2. StS, Dienstge¬
richt des Bundes u. Sen t f.
Steue berater- u. Steuerbe-
voll   -Sachen)







(2. StS, außerdem Dienstge¬
richt des Bundes u. Senat f.
Wirtschaftsprüfersachen)
Bundesrichter Kirchhof
(stellv. Vorsitzender, in erster
Linie Senat f. Anwaltssachen,
außerdem 2. StS, Senat für
Notarsachen, Senat f. Patent¬
anw ltssachen, Senat f. Wirt¬
schaftsprüfersachen)
Bundesrichter Henning
(außerdem 2 StS u. Senat für
Wirtschaftsprüfers chen)
Bundesrichter Dr. Müller
(außerdem 2. StS u. Senat für
Wirtscliaftsprüfersachen)
Bundesrichter Meyer, Gerd
(außerdem 2. StS, Dienstge¬
richt des Bundes u, Senat f.
Wirtschaftsprüfers chen)
Vertretung
und Zugehörigkeit zu mehreren Senaten
I.
Soweit ein Richter mehreren Senaten angehört und von
mehreren Senaten gleichzeitig benötigt wird, geht die Anfor¬
derung des Senates vor, dem der Richter in erster Linie zu-
geteilt ist. Die Anforderung der Großen Senate und des Dienst¬
gerichts des Bundes geht allen anderen Anforderungen vor.
II.
a) Vertretung in den Zivilsenaten
1. Es vertreten sich jeweils gegenseitig die Mitglieder des
I. und des X. Zivilsenats, des II. und des VII. Zivilsenats,
des IV. und des VIII. Zivilsenats, des III. und des
VI. Zivilsenats sowie des V. und des IX. Zivilsenats.
Die Mitglieder des Kartellsenats werden von den Mit¬
gliedern des I. Zivilsenats vertreten.
2. In eiligen Fällen kann jeder Zivilsenat darüber hinaus
alle anderen Senate in ihrer numme nmäßigen Reihen¬
folge, beginnend mit dem der Nummer nach folgenden
Senat, auf Gewährung eines Vertreters in Anspruch
nehmen.
1, Es vertreten sich jeweils gegenseitig die Mitglieder des
1. und des 3. Strafsenats sowie die Mitglieder des 2. und
des 4. Strafsenats.
Soweit eine weitere Vertretung im 3. Strafsenat erfor¬
derlich wird, ist in der Reihenfolge dieser Vertretungs¬
fälle jeweils ein Mitglied der Strafsenate 2 und 4 be¬
rufen.
2, Sind in einer Revisions-Strafsache, die zur Zuständigkeit
des 3. Strafsenats gehört, so viele Mitglieder des Senats
gemäß § 22 Nr. 1 StPO von der Ausübung des Richter¬
amtes kraft Gesetzes ausgeschlossen, daß der Senat ohne
Zuziehung von Vertretern nicht mehr ordnungsgemäß
besetzt ist, so ist an seiner Stelle der 2. Strafsenat zu¬
ständig.
3, Zur Vertretung der Mitglieder des 5. (Berliner) Straf¬
senats ist in der Reihenfolge der Vertretungsfälle je¬
weils ein Mitglied der Strafsenate 1, 2 und 4 in dieser
Reihenfolge berufen.
c) Bestimmung der im Einzelfall zur Vertretung berufenen
Senatsmitglieder
Soweit ein Senat gemäß der vorstehenden Vertretungs¬
regelung einen nicht namentlich bezeichneten Ve treter zur
Verfügung zu stellen hat, sind die dem Senat angehören¬
den Bundesrichter in der Reihenfolge vom niedrigsten bis
zum höchsten Dienstalter nacheinander zur Vertretung be¬
rufen. Ist der hiernach zur Vertretung berufene Bundes¬
richter an der Vertretung verhindert, so tritt der im Dienst¬
alter folgende Bundesrichter für ihn ein.
d) Ist ein Mitglied der Großen Senate des Bundesgerichtshofes
und zugleich sein Vertreter verhindert, die ihm obliegen¬
den Geschäfte innerhalb des Großen Senats wahrzunehmen,
so tritt an die Stelle des jeweiligen ordentlichen Vertreters
derjenige Vertreter im Großen Senat für Zivilsachen oder
Strafsachen, der jeweils in der allgemeinen Reihenfolge der
Vertreter auf den verhinderten Vertreter folgt.
Anhang
zum Geschäftsverteilungsplan
A. Sitzungstage und Sitzungssäle
Sitzungstage Sitzungss le
I. Zivilsenat Freitag (Hauptsitzungstag) H 223
Mittwoch H 223
II. Zivilsenat Montag, Donnerstag H 122
III. Zivilsenat Montag, Donnerstag W 411
IV. Zivilsenat Mittwoch, Freitag H 123
V. Zivilsenat Freitag (H uptsitzungstag) W 511
Mittwoch (einmal im Monat) W 411
oder H 222
VI. Zivilsenat Dienstag (Hauptsitzungstag) W 511
Freitag W 511
VII. Zivilsenat Montag, Donnerstag H 222
VIII. Zivilsenat Montag, Mittwoch W 511
IX. Zivilsenat Donnerstag (Hauptsitzungstag) W 511
Dienstag H 122
X. Zivilsenat
(Patentsenat) Dienstag (Hauptsitzungstag) H 223
Donnerstag H 223
1. Strafsenat Dienstag W 411
Donnerstag H 123
2. Strafsenat (zugleich Senat für Wirtschaftsprüfersachen
sowie Steuerberater- und Steuerbevoll-
mächtigtensachen)




4. Strafsenat Mittwoch H 222
Freitag W 411
5. Strafsenat Dienstag, Freitag Berlin
Kartellsenat Donnerstag H 223
Anwaltssenat
Notarsenat Montag H 223
Patentanwaltssenat
V. Dienstgericht des Bundes
Besetzung für die Zeit vom 1. Januar 1967
bis zum 31. Dezember 1971
Vorsitzender: Senatspräsident Dr. Baldus
(2. StS, Senat f. WiPrüfers. u. Senat
f, Steuerber.- u. Steuerbevollm.-
sachen)
Stellvertreter des
Vorsitzenden: Senatspräsident Dr. Fischer, Robert
(II. ZS)




ständige Beisitzer: Bundesrichter Meyer, Gerd
(2. StS, Senat f. WiPrüfers. u. Senat
f. Steuerber.- u. Steuerbevollm.-
sachen)
Bundesrichter Mormann (VIII. ZS)
Vertreter der
ständigen Beisitzer: Bundesrichter Dr. Hußla (III. ZS)
Bundesrichter Schmitt, Rudolf (5. StS)
Bundesrichter Dr. Hauß (IV. ZS)
nichtständige Beisitzer:
a) Mitglieder des Bundesgerichtshofs:
Beisitzer: Senatspräsident Dr. Augustin (V. ZS)
Bundesrichter Dr. Kreft (III. ZS)
Vertreter: Bundesrichter Johannsen (IV. ZS)
Bundesrichter Dr. Kuhn (II. ZS u. KS)
Bundesric ter Dr. Börker (5. StS)
b) Mitglieder des Bundesverwaltungsgerichts: „




c) Mitglieder des Bundesfinanzhofs:
Beisitzer: Bundesrichter Barske
Bundesrichter Dr. Rahn
Vertreter: Bundesrichter Dr. Berger
Bundesrichter Dr. Ringleb
d) Mitglieder des Bundesarbeitsgerichts:
Beisitzer: ' Senatspräsident Prof. Dr. Stumpf
Bundesrichter Dr. Pecher
Vertreter: Senatspräsident Dr. Poelmann
Bundesrichter Wichmann
e) Mitglieder des Bundessozialgerichts:
Beisitzer: Bundesrichter Dr. Langkeit
Senatspräsident Dr. Haueisen
Vertreter: Bundesrichter Dr. Neuhaus
Senatspräsident Penquitt
f) Mitglieder des Bundesrechnungshofs:
Beisitzer: Direktor b. Bundesrechnungshof Dr, Sina
Ministerialrat Dr. Schulze
Vertreter: Direktor b. Bundesrechnungshof Irmer
Ministerialrat Faber
VI. Senat für Notarsachen
Durch Beschluß des Präsidiums sind für die Zeit bis zum
31. März 1969 (Bundesrichter Professor Dr. Bökelmann bis 31. Ja¬
nuar 19 2) bestellt worden:
zum Vorsitzenden: Vizepräsident des Bundesge¬
richtshofes Glanzmann
(VII. ZS, außerdem Senat für
Anwaltssachen u. Senat f.
Patentanwaltssachen)
zum Stellvertreter Senatspräsident Dr. Pagendarm
des Vorsitzenden: (III. ZS)
zu beisitzenden Mitgliedern Bundesrichter Dr. Arndt
des Bundesgerichtshofes: (außerdem III. ZS und Senat
für Anwaltssachen)
Bundesrichter Börtzler
(in erster Linie Senat für An¬
waltssachen, außerdem 4. StS




(in erster Linie Senat für
Anwaltssachen, außerdem
IX. ZS)
zu Vertretern: Bundesrichter Dr. Vogt
(in erster Linie Senat für An¬
waltssachen, außerdem VII. ZS
und Senat für Patentanwalts¬
sachen)
Bundesrichter Kirchhof
(in erster Linie Senat für Arr-
waltssachen, außerdem 2. StS,
Senat für Patentanwalts¬
sachen, Senat für WiPrüfers.
u. Senat für Steuerber.- u.
Steuerbevollm.-sac en)
VII. Senat für Anwaltssachen
Vorsitzender (kraft Gesetzes): Präsident des Bundesgerichts¬
hofes Dr. Dr. Heusinger
Stellvertretender
Vorsitzender: Vizepräsident des Bundesge¬
richtshofes Glanzmann
(VII. ZS, außerdem Senat für
Notarsachen und Senat für
Patentanwaltssachen)
beisitzende Mitglieder
des Bundesgerichtshofes: Bundesrichter Dr. Vogt
(außerdem VII. ZS, Senat für
Notarsachen und Senat für
Patentanwaltssachen)
Bundesrichter Kirchhof
(außerdem 2. StS, Senat für
Notarsachen, Senat f. Patent¬
anwaltssachen, Senat für




(außerdem 4. StS, Senat für




(außerdem IX. ZS und Senat
für Notarsachen)
Vertreter: Bundesrichter Dr. Arndt
(außerdem III. ZS und Senat
für Notarsachen)
Bundesrichter Dr. Faller
(in erster Linie KS, außerdem
4. StS)
VIII. Senat für Patentan altssachen
Vorsitzender: Vizepräsident des Bundes¬
geric tshofes Glanzmann
(VII. ZS, außerdem Senat f.
Notarsachen u. Senat f. An¬
waltssachen)
beisitzende Mitglieder
des Bundesgerichtshofes: Bundesrichter Dr. Vogt
(stellv. Vorsitzender, in erster
Linie Senat f. Anwaltssachen,
außerdem VII. ZS u. Senat für
Notarsachen)
Bundesriehter Börfzler
(in erster Linie Senat für An¬
waltssachen, außerdem 4. StS
und Senat für Notarsachen)
Bundesrichter Schneider
(außerdem X. ZS)
Vertreter: Bundesrichter Dr. Löscher
(in erster Linie KS, außerdem
X. ZS)
Bundesrichter Kirchhof
(in erster Linie Senat f. An¬
waltssachen, außerdem 2.
StS, Senat für Notarsachen,





B. Besetzung der Senate mit Vertretungsregelung
I. Senat
Vorsitzender: Präsident Dr. h. c. Mersmann
Regelmäßiger Vertreter: Bundesrichter Prof. Dr. von Wallis
Weitere Mitglieder: Bundesriehter Prof. Dr. Grass
Bundesrichter Timm
Bundesrichte  Dr. Birkholz
Bundesrichter Dr. Dollerer
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder
Bundesrichter Reinert für die Bundesrichter
Prof. Dr. von Wallis, Prof. Dr. GraSs
und Timm
Bunde richter Dr. Gräber für die Bundesrichter
Dr. Birkholz und D . Dollerer
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder
Bundesrichter Dr. Prugger für die Bundesrichter
Dr. Malitzky, Voigt und Knopp
Bundesrichter Dr. Schwarz für die Bundesrichter
Prof. Dr. List und Linder
VI. Senat
Vorsitzender: Senatspräsident Dr. Hartz
Regelmäßiger Vertreter: Bundesrichter Barske







Regelmäßige Vertreter der Mitglieder
Bundesriehter Steinhardt für die Bundesrichter
Conze, Dr. Fließbach und Dr. Egly
Bundesrichter Dr. Förger für die Bundesriehter










Regelmäßige Vertreter der Mitglieder
Bundesrichter Linder für die Bundesrichter
Dr. Stenger, Dr. Dopatka und
Dr. Förger
Bundesrichter Dr. Dollerer für die Bundesrichter
Huhn, Bachelin und Steinhardt
IV. Senat
Vorsitzender: Senatspräsident Dr. Grieger
Regelmäßiger Vertreter: Bundesrichter Dr. Berger




Regelmäßige Vertreter der Mitglieder
Bundesrichter Dr. Birkholz für die Bundesrichter
Dr. Berger, Dr. Littmann und
Rademacher
Bundesrichter Kessel für die Bundesrichter
Dr. Gräber und Görbing
V. Senat
Vorsitzender: Senatspräsident Wauer
Regelmäßiger Vertreter: Bundesrichter Dr. Malitzky











Bundesrichter Dr. Siglo h
Bundesrichter Nergert
Bundesrichter Dr. Meßmer
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder
Bundesrichter Görbing für die Bundesrichter
Kessel und Reinert
Bundesrichter Rademacher für die Bundesrichter
Barske und Dr. Simeon
VII. Senat
Senatspräsident Dr. Rahn
Bundesrichter Prof. Dr. Mattem
Bundesriehter Edsperger
Bundesri hter Dr. Schwarz
Bundesrichter Dr. Prugger
Regel äßige Vertreter der Mitglieder
Bundesrichter Prof. Dr. List für die Bundesrichter
Edsperger, Dr. Schwarz und
Dr. Prugger






Vorsitzender: Präsident Dr. h. c. Mers ann
Bestellte Mitglieder:
1. Senatspräsident Dr. Grieger
2. Senatspräsident Dr. Ringleb
3. Bundesrichter Barske
4. Bundesrichter Prof. Dr. von V
5. Bundesrichter Steinhardt









1. Nach welchen Grundsätzen die Mitglieder an den Verfahren
mitwirken, bestimmen die Vorsitzenden der Senate (§§ 8, 10
FGO).
2. Fehlt bei einem Senat mit mehr als fünf Mitgliedern bei
einer Sitzung ein Richter, so tritt an seine Stelle de  an sich
für diese Sitzung nach der Regelung des Senatspräsidenten
gemäß § 8 Abs. 2 FGO ausgeschlossene Richter. Fehlen bei
einem Senat mit mehr als fünf Mitgliedern zwei Richter, so
tritt der Vertreter des dienstältesten fehlenden Richters an
dessen Stelle.
3. Im Falle der Verhinderung eines regelmäßigen Vertreters
trtt der zweite für Mitglieder des gleichen Senats bestimmte
regelmäßge Vertreter für ihn ein. Die weitere Vertretung
regelt sich nach § 67 GVG.
